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Verkündet

am 14. März 1963
I m N a m e n d e s V o l k e 5

In Sachen

Klägers und Revisionsklägers,

gegen

no.-no....—ouc_oooo'couoc

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 10. Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 14. März 1963, an der
mitgewirkt haben

Bundesrichter ‘ S a u t t e r
als Vorsitzender,

Bundesrichter Dr. S t r a u B und

Bundesrichter Dr. B r o c k e
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter B o u r b e c.k und

Buhdessozialrichterin B e c k e r
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozialgerichts Niedersachsen vom 22. Februar

1962 aufgehoben und die Sache zur erneuten Entschei—

dung an dieses Gericht zurückverwiesen.

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem ab—

schließenden Urteil vorbehalten.

Von Rechts wegen.
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G r ü_e„é_„_e_=___.—

Der am 7° September 1906 geborene Kläger, der während des

zweiten Weltkrieges für kurze Zeit "ehrdienst leistete, er—

hielt aufgrund des Bescheides vom 17° September 1948 Rente

nach einer Minderung der brwerbsfähigkeit (MdB) um 50 V°H°

wegen der im Sinne der Entstehung anerkannten Körperschäden

"Narbe am linken Handgelenk und chronische Hüftgelenksentzün—

dung rechts"° Nach einer im April 1950 vorgenommenen Untersu—

chung erkannte die Versorgungsbehörde mit Bescheid vom
_

50 Juni 1950 nunmehr "Bewegungseinschränkung im Bereich des

rechten Hüftgelenks nach Perthes'scher Erkrankung im Sinne

der Verschlimmerung; Narbe am linken Handgelenk im Sinne der

Entstehung" an und setzte die Rente auf 30 V„H° herab° Nach

erfolglosem Einspruch hob das Obervcrsicherungsamt Hannover

die angefochtenen Bescheide durch Urteil vom 8, Juni 1951 auf°

Mit Umanerkennungsbescheid vom 10 Juni 1954 erkannte das Ver?

eorgungsamt (VersorgA) neben der Narbe am linken Handgelenk

im Sinne der Entstehung die Bewegungseinschränkung im Bereich

des rechten Hüftgelenks nach Perthes'scher Erkrankung im Sin—

ne der Verschlimmerung an und gewährte Rente nach einer MdB

um 50 v„H° Im Januar 1959 forderte das VersorgA vom Aranken—

haus Nefaa Anstalt b====%=bei Bielefeld, einen Befundbericht

über eine vom 19, März bis 22° Juli 1929 durchgeführte sta—

tionäre Behandlung des Klägers wegen einer Coxitis rechts an

und erteilte nach Eingang des Berichtes vom 5° Februar 1959
{und nach Einholung einer ärztlichen Stellungnahme mit Zu—

stimmung des Lande$versorgA einen auf 5 41 des Gesetzes über

das Verwaltungsverfahren in der Kriegsopferversorgung (VeerG)

gestützten Teilberichtigungsbescheid
vom 24° Juni 1959, In

diesem Bescheid führte das VersorgA aus, daß neben der Narbe

am linken Handgelenk im Sinne der Entstehung die Bewegungs—
einschrähkung im Bereich des rechten Hüftgelenks nach Per—

thes'scher Erkrankung nicht im Sinne der Entstehung oder

einer richtunggebenden Verschlimmerung, sondern nur einer

einmaligen, nicht richtunggebendeh Verschlimmerung anerkannt
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werden könne; es set2te die MdBab1° August 1959 auf 30 V„H„
fest° Die Anerkennung der Bewegungseinschränkung am rechten

Hüftgelenk im Sinne der Entstehung in den früheren Beschei—

den wurdeaufgehoben° Der_Widerspruch hiergegen hatte keinen

Erfolg (Widerspruchsbescheid vom 16° November 1959)°

Auf die Klage hat das Sozialgericht (SG) ein Gutachten der

Dres° Spreags£ und F==v=von der Unfallabteilung des Prien

derikenstiftes Hannover (Gutachten vom 270 Mai 1960) einge—

holt, in dem die Sacnverständigen ausgeführt haben, daß nach

den Röntgenaufnahmen während der stationären Behandlung im

Jahre 1929 eine tuberkulöse'Hüftgelenkserkrankung vorgele—

gen habe, es sich also nicht um eine Bewegungseinschrän—

kung des rechten Hüftgelenks nach Perthes'scher Erkrankung

gehandelt haben könne° Der Einsatz des Klägers als Soldat

habe zu einer einmaligen, nicht richtunggebenden Verschlim—

‚merung des Leidens geführt° Die HdE wurde mit 50 V„H„ ben

urteilt° In dem Termin zur mündlichen Verhandlung vom 26,

_
September 1960 hat das SG noch Dr° W”*°—ré=als'8achverstän—

digen gehört, der ausgeführt hat, es liege mit Wahrschein—

lichkeit eine Tuberkulose des rechten Hüftgelenks vor. Die

Gesamt—MdB betrage 60 V„H.„Im übrigen trete er der Auffas—

sung von Dr° brn==bei‚ daß die Veränderungen am Hüftgelenk

im Jahre 1929 mit einer MdB um 30 V„H° zu bemessen seien°

Der Verschlimmerungsanteil durch die Wehrdienstbeschädi—

gung betrage daher etwa 30 V.H„„

Die Beteiligten schlossen in der mündlichen Verhandlung vor

dem SG einen Teilvergleich, in dem sich der Beklagte ver—

pflichtete, als Schädigungsfolgen 1° Narbe am linken Hand—

gelenk, 2„ Bewegungseinschränkung im Bereich des rechten

Hüftgelenks nach spezifischer Hüftgelenkéntzündung im Sinne

der Verschlimmerung anzuerkenneno Der Kläger hat daraufhin

beantragt,
1

ihm für diese Schädigungsfolgen vom 1° August

1959 an Rente nach einer MdB um 40 V„H„ zu ge—
währen°
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Das SG hat mit Urteil vom 26. September 1960 die Klage abge—

wiesen, Es hat in den Entscheidungsgründen ausgeführt, die '

durch die nunmehr anerkannten Schädigungsfolgen verursachte

MdB betrage in Übereinstimmung mit Dr„ Q=we=und Drc "?=ää=ér

30 V„H„ Der spezifische i“rozeß sei durch den Kriegseinsatz

verschlimmert worden„ Dr° f”“F*UuQ Dr„ ßf==:;=$=hätten die

Gesamt—MdB auf 50 v„H° geschätzt, während Dr° )■ffée==die Gem

samt—MdB mit 60 voH° bewertet habe, Als wehrdienstbedingte

MdB könne nur die Differenz zwischen dem vor Kriegsbeginh

und dem jetzt bestehenden Zustand angesehen werden. Im Jahre

1959 sei der Kläger durch die im Jahre 1929 behandelte Hüft—

gelenksentzündung um 30 v„H° erwerbsgemindert gewesen° Da

die jetzige Gesamt—MdB durch das Hüftgelenkleiden mit 50 bis

60 V„H° angesetzt werden müsse, sei die Differenz von 30 v„ha,

die durch die anerkannte Verschlimmerung verursacht würde,

als kriegsbedingt anzusehen,

Der Kläger hat gegen dieses Urteil Berufung eingelegt und

beantragt,

das Urteil des SG Hannover vom 26" September

1960 aufzuheben und den Beklagten unter Abän—

derung der Bescheide vom 24° Juni sowie 16° November

1959 zu verurteilen‚ über den MOnatJuli 1959
hinaus Versorgungsrente nach einer MdB um

50 vol—I° zu zahlen°

Er hat vorgetragen, daß die Berufung deshalb zulässig sei,

weil die Schwerbeschädigteneigenschaft streitig sei° Ferner

sei die Berufung aber auch nach 5 150 Nr° 2 des Sozialge—

richtsgesetzes (SGG) zulässig, weil das SG den Sachverhalt

nicht hinreichend aufgeklärt habe und den Gutachten nicht

hätte entnehmen dürfen, daß die vor dem angefochtenen Be—

scheid vom VersorgA festgestellte MdB zweifelsfrei tatsäch—

lich und rechtlich unrichtig war° ‘

Das Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung des Klägers
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mit Urteil vom 22, Februar 1962 als unzulässig verworfen°

.Es hat ausgeführt, daß die Berufung gemäß @ 148 Nr, 3 SGG

in der Fassung des Gesetzes vom 25. Juni 1958 unzulässig

sei, weil der Kläger vor dem SG nur beantragt habe, ihm

eine Rente nach einer MdB um 40;V„H° zu gewähren, so daß

er durch das klagabweisende Urteil auch nur insoweit be—

sch ert sei° W'enn der Kläger nunmehr vor dem LSG beantragt

habe, ihm wie bisher eine Rente nach einer MdB um 50 V„H„

zu gewähren, so sei dies für die Frage der üulässigkeit

der Berufungrechtlich unerheblich° Auchn ch 5 150Nr, 2
SGG sei die Berufung nicht zulässig, weil sich das SG nach

seiner sachlich—rechtlichen Auffassung nicht hätte gedrängt

fühlen müssen, weitere Ermittlungen vorzunehmen, insbeson—

dere einveiteres Gutachten einzuholen° Es habe die Befunde

aus dem Jahre 1929 berücksichtigt und seine Entscheidung

auf die Ausführungen der Sachverständigen Dr° S==e=und Dr°

,
wessene=gestützt° Das SG habe eich.insbesondereafes»e‘tfa

dem Gutachten von Dr, W=;g==u=anschließen dürfen, das we—

der widerspruchsvoll noch lückenhaft sei° Da ein wesentli—

cher Mangel des Verfahrens im Sinne des @ 150 Nr° 2 SGGwe—
gen Verletzung der'■ä 103 und 128 SGG durch das SG nicht

vorliege, sei die Berufung unzulässig°

Das LSG hat die Revision nicht zugelassen.

Der Kläger hat gegen dieses am 11} April 1962 zugestellte

Urteil mit Schriftsatz vom 10, Mai 1962, der an demselben

Tage beim Bundessozialgericht (BSG) eingegangen ist, Revi—
sion eingelegt und beantragt,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils dem

zuletzt in erster Instanz gestellten Antrag des

Klägers zu entsprechen, ’

Mit Schriltsatz vom 10, Juli 1962 hat er innerhalb der bis

zum 11° Juli 1962 verlängerten Begründungsfrist seine Re—

vision begründet° Er rügt eine Verletzung der 55 148 Nr° 3

und 150 Nr° 2 SGG mit der Begründung, das LSG hätte die Be—
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»,rufung nicht nach @ 148 Nr, 3 SGG als unzulässig verwerfen

dürfen, da von dem Ausgang des Verfahrens die Schwerheschädig—

teneigenschaft des Klägers abhänge° Ferner sei ein wesentli—

cher Mangel im Verfahren des SG gerügt worden, der auch vor—

liege° Die Klage habe sich gegen den Bescheid vom 24° Juni

1959 gerichtet, durch den die Rente neu festgestellt und die

mdE von 50 voHo auf 30 V„H° deswegen herabgesetzt werden

sei, weil die frühere Bemessung der MdB falsch gewesen sei°
Nachdem im Verfahren vor dem SG das richtige Krankheitsbild

erkannt und durch den Teilvergleich das zu entschädigende

Leiden richtig bezeichnet werden sei, habe das SG nur auf
Grund einer kurzen ärztlichen Stellungnahme des im Termin bci

mündlichen Verhandlung gehörten Sachverständigen Dr° w:éfnn■=
die Höhe der MdB geschätzt° Das Gutachten von Dr° S°‘“ésetze
sich nicht mit der Frage auseinander, wie hoch die MdB vor

dem Ariege gewesen sei° Die allein auf das Gutachten von
Dr° W=====r=pestützte 5chätzung sei aber keine ausreichende

Grundlage gewesen, um gemäß 5 41 VeerG festzustellen, daß

die Bescheide über eine MdB um 50 V„H° ohne jeden Zweifel

falsch gewesen seien, Das SG habe insoweit den Sachverhalt

nicht ausreichend aufgeklärt;
es habe ferner

aus dem vorlie—

genden Gutachten nicht entnehmen können, daß die Bewertung

der MdB hinsichtlich der anerkannten Schädigungsfolge mit

50 v„H° im Zeitpunkt der Umanerkennung zweifellos nicht zu—

treffend gewesen sei° Im übrigen wird auf die Revisionsbegrün—

dung Bezug genommen°
'

Der Beklagte beantragt,

die Revision als unzulässig zu verwerfen,

hilfsweise, “

als unbegründet zurückzuweisen°

Er ist der Auffassung, daß die vom Kläger gerügten wesentli—

chen Verfahrensmängel nicht vorliegen°

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und auch

rechtzeitig begründet worden (95 164, 166 SGG)° Da das LSG
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die Revision nicht zugelassen hat (@ 162 Abs° 1 “re 1 SGG)

und die Voraussetzungen für die Statthaftigkeit der Revision

nach 5 162Abs° # Nr" 3 SGGdeshalb nicht vorliegen können,
weil das LSG die Berufung als unzulässig verworfen hat, fin—

det die Revision nur statt, wenn ein wesentlicher Mangel im

Verfahren des LSG gemäß 5 162 Abs° 1 Nr° 2 SGGgerügt wird
und vorliegt (BSG1, 150)„ Dasist hier der Falle

Soweit das LSG die Berufung für_unzulässig gehalten hat,

weil 5 148 Nr° 3 SGG im vorliegenden Fall die Berufung aus—
schließt, ist die Rüge einer Verletzung dieser Vorschrift

nicht gerechtfertigt„ Wie das LSG zutreffend ausgeführt hat,

war der Kläger durch das Urteil erster Instanz nur insoweit

beschwert, als ihm die Gewährung einer Rente nach einer hd£_A

um40v.‚H°versagtwordenist° Dader Klägerin der münd—'
lichen Verhandlung vom 26° September 1960, auf die das Ur—
teil des SG folgte, nur beantragt hatte, ihm statt einer

Rente nach einer MdB um 50 V„H° eine solche um 40 V„H° zu

gewähren, betraf der Rechtsstreit in der ersten instanz

einen gemäß 5 148 Nr„ 3 SGG berufungsunfähigen Anspruch° Ist

dies aber der Fall und der Kläger durch das Urteil des SG

nur insoweit beschwert, als er mit einem berufungsunfä—
higen Anspruch unterlegen ist, so betrifft im Sinne des

5 148 SGG auch die Berufung nur diesen Streitgegenstand°
Wenn wegen der Art des Streitgegenstandes oder des erho—

benen Anspruchs die Berufung gegen Urteile des SG ausdrück—
lich ausgeschlossen ist, so kann der Kläger im Berufungs—

verfahren nicht mehr durch eine Änderung des Streitgegen—

standes oder durch das Geltendmachen eines neuen Anspruchs

die Zulässigkeit der Berufung nachträglich herbeiführen
(siehe dazu auch BSG in SozR @ 148 Bl° Da 12 Nr° 26)°

Da der vom Kläger in der ersten Instanz geltend gemachte

Anspruch nach 5 148 Nr° 3 SGG nicht berufungsfähig war; konnte

der Weg zu einer sachlichen Entscheidung des Berufungsge—

richts nicht dadurch eröffnet werden, daß der Kläger noch

mit der Berufung eine Rente nach einer MdB um 50 V„Ho

begehrt hat°
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Jedoch greift die Rüge des “lägers durch, das LSG habe @ 150

Nr° 2 SGG verletzte Angefochten war der Teilberichtigungsbe—

scheid vom 240 Juni 1959, in dem die Versorgungsbehörde ge—

mäß @ 41 VeerG festgestellt hat, daß die Bewegungseinschrän—

kung im Bereich des rechten Hüftgelenks nach Perthes'scher

Erkrankung im Sinne der Entstehung oder einer richtungge—

benden Verschlimmerung in den vorangegangenen Bescheiden

zweifelsfrei zu Unrecht anerkannt gewesen sei und daß damit

auch die in den früheren Bescheiden festgesetzte KdE in

Höhe von 50 V„H° nhr mit 30 V„H° hätte bewertet werden dür—

fen° Das SG hat sich nach Abschluß des Ieilvergleichs über

die neue Bezeichnung der Schädigungsfolgen in Bezug auf die

Höhe der MdE auf Grund der Gutachten von Dr° S==s=und Dr°

ts==éäseim Wesentlichen der in dem angefochtenen Bescheid

enthaltenen Auffassung angeschlosseno Das Vorbringen des

Klägers vor dem LSG in seinem Schriftsatz vom 20° Februar

1961, diese Gutachten seien für das SG nicht ausreichend ge—

wesen, um feststellen zu können, daß die ihm bisher gewährte

MdB um 50 voH° zweifelsfrei im Sinne des 5 41 VeerG tat—
sächlich und rechtlich falsch bemessen gewesen sei, ist als
die Rüge einer Verletzung des 5 128 SGG durch das SG anzu—

seheno Das LSG hat zwar am Ende seiner Entscheidung, nachdem

es eine Verletzung des 5 103 SGGdurcn das SGgeprüft und
verneint hatte, ausgeführt, daß eine Verletzung der geset2r

lichen Regeln der Beweiswürdigung im Sinne des 5 128 SGG
nicht vorliege; eine hinreichende Begründung für diese Auf—

fassung hat es jedoch nicht gegeben°

Nach @ 128 SGG entscheidet das Gericht nach seiner freien,

aus dem uesamtergebnis des Verfahrens gewonnenen Überzeu—

gung; es hat in seinem Urteil die Gründe anzugeben, die für

die richterliche Überzeugung leitend gewesen sind° Ein Man—

gel in Bezug auf die Beweiswürdigung liegt nur dann vor,

wenn das Gericht die gesetzlichen Grenzen seines Rechts

auf freie richterliche Beweiswürdigung überschritten‚ ins—

besondere gegen Denkgesetze oder r-»"rfahrungss"sitze des tägli—
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chen Lebens verstoßen hat (BSG 2, 236)° Ein Mangel in Bezug

auf die Beweiswürdigung kann auch dann vorliegen, wenn das
Gericht seine Überzeugung auf ein Gutachten stützt, dessen

Inhalt nicht als Grundlage für diese Überzeugungausreicht°

Die Feststellung der MdB durch das SG müßte im Rahmen des

@41 Abs° 1 VeerG erfolgen° Zwar sind die hierfür erforder—

lichen rechtlichen Gesichtspunkte den Entscheidungsgründen

des Urteils erster Instanz nicht ganz klar zu entnehmen,

jedoch kann aus dem Zusammenhang
angenommen werden, daß

das SG die Höhe der MdB durch die anerkannten Schädigunge—

folgen im Rahmen des 9 41 Abs° 1 VeerG feststellen wollte°

Es hatte demnach zu prüfen, ob insbesondere der Umanerken—

nungsbescheid vom 1° Juni 1954 im Zeitpunkt seines Erlas—

ses hinsichtlich der MdB in Höhe von 50 v.H° außer Zweifel

tatsächlich und rechtlich unrichtig war° Das SG hat bei

dieser Prüfung die Grenzen seines Rechts auf freie richter—

liche Beweiswürdigung deshalb überschritten, weil es-we—

der dem Gutachten des Dr° S=ef=V0m 27° Mai 1960 noch dem

Terminsgutachten des Dr° WT—-—“‘rvom 26„ September 1960

entnehmen konnte, ob die im Zeitpunkt der Umanerkennung

festgesetzte MdB tatsächlich und rechtlich außer Zweifel

unrichtig war° Beide Sachverständigen sind davon auSgegan—

gen, daß die anerkannte Leidensbezeichnung unrichtig gewe—

sen ist, weil keine Bewegungseinschränkung im rechten Hüft—

gelenk nach einer Perthes'schen Erkrankung, sondern eine

solche nach einer spezifischen Hüftgelenksentzündung vorm
gelegen hat° Dr„ Suézshat sich in seinem Gutachten nur da—'

zu geäußert, daßbie Gesamt—MdB 50 V°Ho beträgt, deren Höhe

sich also sowohl aus der Beeinträchtigung der Erwerbsfä—

higkeit durch dieses Leiden vor dem Wehrdienst als auch aus
dem durch den Wehrdienst bedingten Verschlimmerungsänteil

zusammensetzt° Er hat die Frage ausdrücklich offen gelas—

sen, inwieweit die Bescheide den tatsächlichen Gegebenhei—

ten ahgepaßt werden können, da es sich insoweit umeine

rein juristische Klärung handele° Zu der Frage, ob die mit

50 v„H° festgesetzte Höhe der MdB im Zeitpunkt der
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Erteilung des Umanerkennungsbescheides tatsächlich und recht—v

lich ohne Zweifel unriohtig war, hat er sich nicht geäußerto

Auch Dr° f—ewaew-nat sich in seinem Terminsgutachten vor
dem SG nur über die Gesamt—MdB und dazu geäußert, daß jetzt

ein Verschlimmerungsanteil von 30 vaH° durch die anerkann—

te Schädigungsfolge bestehe° Auch er ist nur von der un—

richtigen Bezeichnung der Schädigungsfolge ausgegangen,

ohne dazu Stellung zu nehmen, ob die früher festgesetzte

MdB um 50 V„H„außer Zweifel tatsächlich und rechtlich un—
richtig war° Beide Gutachten konnten daher für das SG

keine Urteilsgrundlage dafür bieten, daß jede aus dem fest—

gestellten Sachverhalt sich ergebende, wenn auch fernliegen—

de Möglichkeit ausgeschlossen ist9 daß die im Umanerkennunge-g

bescheid vom 1° Juni 1954 festgestellte MdB richtig ist
(vgl° BSG 6, 106)° Die von dem Kläger vor dem LSG gerügte

Verletzung des 5 128 SGG durch das SG liegt somit vor°

Damit hat aber das LSG den 5 150 Nr° 2 SGGverletzt, da ein

wesentlicher Mangel im Verfahren des SG vorgelegen hat, der

auch gerügt worden ist° Die Berufung des Klägers war da—

her nach @ 150 Nr° 2 SGG entgegen der Auffassung des LSG

zulässig und hätte nicht als unzulässig verworfen werden

dürfen° '

Die Revision des Klägers ist hiernach statthaft und auch

begründet; denn es ist nicht auszuschließen, daß das LSG

ohne diesen Mangel des Verfahrens zu einer anderen, für

den Kläger positiven Entscheidung gekommen wäreo Das ange—
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fochtenc Urteil war daher aufzuheben und die

'S„chc gemäß 5 170 Abs. 2 Satz 2 SGGan die Vor—
instanz zurückzuverweisen.
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